
So wie bisher könne es nicht
weitergehen, sagte der FDP-
Bundesvorsitzende Dr. Wolf-

gang Gerhardt in seinem Grußwort.
Er verwies auf die Rauschgiftbilanz
des Jahres 1996: „Erstmals seit 1991
stieg die Zahl der Drogentoten wie-
der an, und zwar um 9,4 Prozent auf
1.712.“ 

Auf die immer noch hohen Zah-
len von Erstkonsumenten und Dro-
gentoten  müsse sowohl mit präven-
tiven und therapeutischen als auch
mit polizeilichen und gesetzlichen
Maßnahmen reagiert werden. Des-
weiteren forderte der FDP-Vorsit-
zende eine bessere Prävention. Da-
zu gehöre eine Gesundheitserzie-
hung, die eine positive Grundein-
stellung zu Körper und Gesundheit
vermittle und selbstverantwortli-
ches Handeln fördere. Dafür müsse
es mehr und besser ausgestattete
Drogenberatungsstellen geben.

Nein zur Haschischabgabe

Das Modell der schleswig-hol-
steinischen Landesregierung zum
Verkauf von Marihuana und Ha-
schisch in Apotheken lehnte Ger-
hardt ab: „Es kann nicht Ziel einer
verantwortungsbewußten Drogen-
politik sein, neben Alkohol und Ni-
kotin noch weitere Drogen gesell-
schaftsfähig zu machen.“

Als Hilfe für Suchtkranke hält
die FDP jedoch eine kontrollierte
Abgabe von Drogen bzw. Ersatz-
drogen durch Ärzte zu Behand-
lungs-, Überbrückungs- oder Ent-
zugszwecken für erforderlich. Ger-
hardt sieht dabei sehr wohl die Pro-

blematik der Methadon-Program-
me : „Methadon ist nicht das Ende
der Sucht, also auch keine endgülti-
ge Alternative zur Therapie.“ Den-
noch könne eine Substitution im
Einzelfall sinnvoll sein, wenn die In-
dikation stimme, von einem qualifi-
zierten Arzt vorgenommen und von
psycho-sozialen Betreuungsange-
boten begleitet werde.

Etwa 40.000 Drogenabhängige
werden nach Angaben der Deut-
schen Hauptstelle gegen Suchtge-
fahren mit Ersatzstoffen wie Met-
hadon oder Polamidon substituiert.
Allerdings sei nicht jeder Drogen-
abhängige für die Methadon-Substi-
tution geeignet, weiß die frühere
Bundesjustizministerin und jetzige
drogenpolitische Sprecherin der
FDP-Bundestagsfraktion, Sabine
Leutheusser-Schnarrenberger: „Wir
sprechen uns für die Erprobung der
Abgabe von Heroin an Schwerstab-
hängige unter streng kontrollierten
Bedingungen aus,wenn eine Metha-
don-Substitution nicht in Frage
kommt, sozusagen als letztes Glied
in einer Kette von Hilfsangeboten.“

Sozialtherapeutische Hilfestellung

Niederschwellige Angebote seien
dringend notwendig, um mit so-
zialtherapeutischen Mitteln Hilfe-
stellung leisten zu können, und ge-
rade in diesem Zusammenhang
komme den Hausärzten eine ent-
scheidende Bedeutung zu, sagte
Leutheusser-Schnarrenberger. Die
Ärzte bewegten sich hier manchmal
in einer Grauzone, die nicht leicht
zu bewältigen sei und in der sie nicht

allein gelassen werden dürften. Wie
sie den Ärzten konkret helfen wol-
le, ließ die FDP-Politikerin aller-
dings offen.

„Auf Therapieplätze muß man in
Deutschland zu lange warten.
Während in der Schweiz ein Dro-
gensüchtiger nach zwei bis drei Ta-
gen in eine Therapie aufgenommen
wird, kann es in der Bundesrepublik
Wochen, manchmal sogar Monate
dauern“, sagte die FDP-Politikerin.
Die neue Gesundheitsreform werde
diese Situation eher noch verschär-
fen, so die Einschätzung von Dr.
Volker Weissinger vom Fachver-
band Sucht e.V. .

Suchtbehandlung in den Leistungska-
talog der Krankenkassen aufnehmen

„Drogensucht ist eine Krank-
heit, die zumeist chronisch und so-
mit langjährig verläuft. Diese Sicht-
weise findet in der fachlichen und
gesellschaftlichen Diskussion des
Themas zunehmend Akzeptanz“,
erklärte Dr. Ingo Flenker in seinem
Statement. Der Präsident der Ärz-
tekammer Westfalen-Lippe, der als
Vorsitzender der Arbeitsgruppe des
Ausschusses für Sucht und Drogen
der Bundesärztekammer an dem
Kongreß teilnahm, warf den Politi-
kern vor, Krokodilstränen zu ver-
gießen, wenn sie einen Mangel an
Therapieplätzen beklagten. Immer-
hin könnten sie ihren Einfluß auf
die Gesundheitsformen dazu benut-
zen, die Behandlung von Dro-
gensüchtigen in den Leistungskata-
log der Krankenkassen aufnehmen
zu lassen.
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FDP auf der Suche nach neuen
Wegen in der Drogenpolitik
Die Drogenpolitik braucht neue Impulse. Die FDP-Bundestagsfraktion organisierte deshalb
vor kurzem zum Thema „Liberale Drogenpolitik – Wege aus der Sucht“ einen Kongreß.

von Jörn Kneiding



Den FDP-Vorschlag, Heroin an
irreversibel geschädigte suchtkranke
Patienten kontrolliert abzugeben,
um ihnen aus dem Teufelskreis der
Beschaffungskriminalität herauszu-
helfen, hält Flenker für sinnvoll.

Pflichtfach „Suchtmedizin“ einführen

Ein größeres Angebot an ambu-
lanten Therapieplätzen könnte den
Mangel an stationären Therapieplät-
zen ausgleichen, sagte der Münche-
ner Arzt Dr. Felix Tretter, Leiter der
Suchtabteilung im Bezirkskranken-
haus Haar. Gleichzeitig meinte er,
daß sich die Qualifikation der Medi-
ziner verbessern müsse: „Ich über-
spitze bewußt, aber mehr als Leber-
zirrhose kennt doch kaum einer.“
Tretter forderte beispielsweise
„Suchtmedizin“ als Pflichtfach an der
Universität und regte eine sogenann-
te Versorgungssystemforschung an.

„Für Kinder und Jugendliche ist
es leichter, an Drogen als an eine psy-
chotherapeutische Betreuung zu
kommen“, sagte Dr. Jürgen Junglas
von der Rheinischen Landesklinik
Bonn. In der entscheidenden Ent-
wicklungsphase fühlten sich die Her-
anwachsenden häufig alleingelassen.
Der Drogenkonsum sei bei vielen Ju-
gendlichen als eine Art der Selbstme-
dikation zu deuten, um psychische
Probleme zu verdrängen. Suchtent-
wicklung beginne so gut wie immer

im Jugendalter, meinte Junglas, aber
es gebe viel zu wenig Kinder- und Ju-
gendpsychiater. Seinen Worten zu-
folge sind sie die einzige Facharzt-
gruppe, für die keine Niederlassungs-
beschränkung existiert. Bundesweit
gebe es nur etwa 300 niedergelassene
Kinder- und Jugendpsychiater und
ungefähr 130 Kliniken, die sich dieser
Patientengruppe annähmen.

Ecstasy: bleibendes Phänomen

Einigkeit herrschte bei den Fach-
leuten darüber, daß es sich bei Ec-
stasy nicht um ein vorübergehendes
Phänomen handelt. Im Gegensatz
zu den sogenannten 68ern, die Dro-
gen als Mittel zur Sinneserweite-
rung ansahen, schlucken die Kids
von heute ihre Pillencocktails, um
sich besser zu fühlen und dem All-
tag zu entkommen, so die einhellige
Meinung der Experten. Dabei zeig-
ten ihnen die Erwachsenen mit den
legalen Drogen (Alkohol, Zigaret-
ten, Medikamente), wie in unserer
Leistungsgesellschaft Streßbewälti-
gung aussieht.

Hier muß Prävention einsetzen,
weiß Dr. Elisabeth Pott, Direktorin
der Bundeszentrale für Gesundheit-
liche Aufklärung. „Suchtvorbeu-
gung ist die Förderung von Lebens-
kompetenz“, meint Pott. Dazu
gehörten die Fähigkeiten, Alltags-
konflikte zu bewältigen, Belastun-

gen standzuhalten, sich zu entspan-
nen und zu genießen, Verantwor-
tung für sich zu übernehmen und
gegen Gruppendruck nein sagen zu
können.Derart ausgebildete und in-
formierte Jugendliche griffen selte-
ner zu Suchtmitteln. Suchtpräventi-
on müsse deshalb im Alltag mit Kin-
dern und Jugendlichen stattfinden:
im Elternhaus, im Kindergarten, in
der Schule und in Freizeiteinrich-
tungen, z.B. in Sportvereinen.

„Harm-reduction“

Prävention bedeutet bisher, sich
um die Nicht-Drogen-Konsumenten
zu kümmern. Der Aufklärung und
Hilfe bedürfen aber auch die Konsu-
menten, besonders die Erstkonsu-
menten. Die Niederlande haben auf
diesem Gebiet der Schadensbegren-
zung („harm-reduction“) schon ei-
nige positive Erfahrungen gesam-
melt, wie der Vertreter des Gesund-
heitsministeriums, Hans Roerink, zu
berichten wußte. Unter dem Motto
„Go-to-the-front“ gehen „Street-
worker“ auf sogenannte Rave-Par-
ties und bemühen sich um günstige
Rahmenbedingungen: Erste Hilfe
ist vor Ort, die Teilnehmer werden
angehalten, in ausreichendem Maß
anti-alkoholische Getränke zu sich
zu nehmen und regelmäßig an die
frische Luft zu gehen. Außerdem
bieten die niederländischen „Dro-
genaufklärer“ Pillentests an, weil
auf dem Markt mittlerweile ver-
schiedenste Stoffe und Dosierungen
kursieren.

Damit erreichen sie eine Art
Qualitätskontrolle, so daß die Ge-
sundheitsgefährdung bei den Ju-
gendlichen, die man nicht vom Kon-
sum abhalten kann, minimiert wer-
den kann. Ziel dieser Aktionen ist es
in erster Linie, Leben zu retten und
den Konsumenten zu einem besse-
ren Umgang mit Suchtmitteln zu
verhelfen.

„Ziel therapeutischer Maßnah-
men muß ein Leben ohne Sucht sein“,
meinte Wolfgang Gerhardt in seiner
Einführung. Hierbei sind laut einhel-
liger Meinung nicht die Drogen, son-
dern die Sucht, also die Menschen und
ihr soziales Umfeld, das Hauptpro-
blem. Es bleibt abzuwarten, welche
Lösungsvorschläge die FDP auf ihren
neuen Wegen anzubieten hat.
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Die FDP will die kontrollierte Heroinabgabe an Schwerstabhängige erproben.
Foto: Archiv


